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Zeitung. 


Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 
einmal, an den fübrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Donnerstag, den 2. October 1862. 


Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 

München, 1. Oktbr. Heute Vormittag iſt die kleine Militär⸗ 
Pulvermühle in der Baumſtraße in die Luft geflogen; dabei wurden 
3 Perſonen unbedeutend beſchädigt. Das Gebäude und die Fenſter 
der umliegenden Häuſer ſind zerſtört worden. 

Paris, 30. Sept. Der „Conſtitutionnel“ glaubt, Frankreich müſſe ſich 
von Rom zurückziehen; er bedauert jedoch, daß man den Papſt ſeinen er⸗ 
— Unterthanen und dem revolutionären Italien gegenüber laſſen 
müſſe. 5 


Preuſen. 
Candtags- Verhandlungen. 

56. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten (1. Oktober). 
Es wurde der Etat des Kultus⸗Miniſteriums zu Ende berathen und dann zum 
Etat des Miniſter. des Innern übergegangen. Wegen Mangel an Raum theilen 
wir den vollſtändigen Sitzungsbericht im Morgenblatt mit; die intereſſan⸗ 
teſte Epiſode war die über die Polizei-Verwaltung der Stadt Berlin, 
und dieſe möge hier folgen: 

Bei der Polizeiverwaltung der Stadt Berlin hat die Commiſſion folgen: 
den — geſtellt: „Iſt die Staatsregierung aufzufordern, bei der bevor⸗ 
ſtehenden Reorganiſation der Polizeiverwaltung in Berlin diejenigen Zweige 
der Polizeiverwaltung, welche nicht nothwendiger Weiſe um allgemeiner 
Staatszwecke willen durch königliche Beamte zu verſehen ſind, an die Kom⸗ 
mune zu übertragen,“ und 2) „auf eine Verminderung der Zahl der 
Schutzmänner hinzuwirken.“ — Abg. v. Saucken (Gerdauen) richtet an 
den Miniſter des Innern eine Frage über die n des 
früheren Polizei⸗Oberſt Paste. Der Reg.⸗Commiſſar, Geh. Rath v. Kehler 
erwiedert, daß von dem Zeitpunkte an, wo der Oberſt Patzke zur Dispoſi⸗ 
tion geſtellt ſei, er keine Pferdegelder mehr beziehe. Abg. Graf Schwerin: 
der Comm.⸗Antrag enthalte eine Erklärung des Reg.⸗Comiſſars, daß das 
von dem interim. Polizei⸗Präſidenten v. Winter ausgearbeitete Projekt der 
Reorganiſation der berliner A ſich als ſachlich nicht aus: 
führbar bewieſen habe; er halte ſich für verpflichtet, im Intereſſe des Herrn 
v. Winter, dem er großen Dank ſchulde (Bravo), für die Art, wie er den 
ihm ertheilten Auftrag der interim. Leitung des Polizei⸗Präſidiums ausge⸗ 
führt habe, zu erklären, daß er der Ueberzeugung ſei, daß das Project 
ar bert! v. Winter auf ſehr geſunden Grundlagen beruhe 

rt! hört!). f 

Wenn durch daſſelbe auch keine erhebliche Erſparniß herbeigeführt worden 
wäre, ſo glaube er doch, daß die Stadt Berlin ſelbſt etwas erhöhte Koſten 
getragen haben würde, wenn ſie ſich überzeugt hätte, daß der Plan nicht nur 
geeignet ſei, eine geordnete Polizeiverwaltung herbeizuführen, ſondern auch 
der Beguemlichkeit der Einwohner mehr zu entſprechen. Gegenwärtig habe 
der Polizeipräſident eine Verantwortlichkeit, die zu tragen er abſolut außer 
Stande ſei, und ferner liege ein großer Uebelſtand darin, daß der Polizei⸗ 

räſident zwei Inſtanzen in ſich vereinige. Beide Uebelſtände zu beſeitigen, 
fei die Abſicht des Herrn v. Winter geweſen; er hatte die Idee, vier ſogen. 
Polizei⸗Intendanturen einzurichten, in denen ſich die ganze Polizeiverwal⸗ 
tung des Bezirks concentriren ſollte. Dieſer Plan verdiente nicht eine fo 
kurze Abfertigung ſeitens des Regierungs⸗Commiſſarius (hört! hört!). Er 
wünſche, daß der Miniſter des Innern den Plan wohl beachten möge. Der 


Redner erklärt ſich demnächſt für den erſten, aber gegen den zweiten Antra 
der Com B. Minten zi 0 


„da er nach dem Urtheil des Herrn v. Winter eine Vermin⸗ 

derung der Zahl der Schutzleute für unthunlich halte. ; ? 
Miniſter des Innern: Er wolle auf ven Plan des Herrn v. Winter 
nicht näher eingehen, ei) müſſe er erklären, daß er den Plan keineswegs als 
einen nicht ſachgemäßen bezeichnet habe, und daß eine ſolche Erklärung auch 
von ſeinem Commiſſar nicht gegeben ſei (Widerſpruch). Er halte den Plan im 
Allgemeinen für einen ſehr zweckmäßigen, aber nicht in allen ſeinen Con⸗ 


ſequenzen. Die Reorganiſation werde auch von ihm als nothwendig aner⸗ 


kannt. Was den Antrag der Cnmmiſſion betreffe, jo ſchließe er ſich den 
Ausführungen des Grafen Schwerin an; er faſſe den erſten Antrag der 
Commiſſion jo auf, daß die ſchwebenden Verhandlungen mit der Stadt Ber: 
lin fortgeführt werden ſollten; eine Verringerung der Zahl der Schutzmänner 
halte er geradezu für unmöglich. k 

Reg.⸗Commiſſar v. Kehler: Er müſſe bedauern, daß er von dem 
Protokolle der Commiſſion keine Kenntniß gehabt, indem er bei deſſen Feſt⸗ 
ſtellung nicht zugegen geweſen ſei; er ſei jedoch in der glücklichen Lage, ganz 
genau zu wiſſen, wie er ſich dem Project des Hrn. v. Winter gegenüber 
ausgeſprochen habe. Er habe die Aeußerung aufgeſchrieben; dieſelbe laute: 
Es ſeien gegen die Ausführung des Projects Bedenken entſtanden und eine 
Entſcheidung habe bisher noch nicht erfolgen können, wegen des Wechſels 
der Perſon. Er habe dem Miniſter alſo vollſtändig freie Hand gelaſſen, und 
nicht die Ausſichten auf Durchführung des Projects abgeſchnitten. 

Abg. v. Bockum⸗Dolffs: Das Protokoll führe als Aeußerung des 
Reg.⸗Commiſſars an: „der frühere interimiſtiſche Polizeipräſident v. Winter 
babe auf Veranlaſſung des Miniſters ein Project ausgearbeitet, das ſich bei 
näherer Beleuchtung als ſachlich unausführbar erwieſen habe und deſſen 
Durchführung weit größere Finanzmittel erfordern würde als die gegen⸗ 
wärtige Organiſation“ u. ſ. w. So ſei das Protokoll verleſen und gegen 
daſſelbe von Seiten des Reg.⸗Commiſſars kein Einwand er⸗ 
hoben worden (hört! bört!). 

Dies müfje conſtatirt werden, und wenn dagegen nun behauptet worden, 
daſſelbe ſei nicht richtig, ſo ſei dies ein Vorwurf, der bisher noch nicht gegen 
die Comm. erhoben worden, am allerwenigſten vom Miniſtertiſch; dagegen 
müſſe nachdrücklich proteſtirt werden. — Reg.⸗Commiſſar beharrt dabei, 
daß er von dem Protokoll nicht Kenntniß gehabt, und daß die Darſtellung 
auf irrthümlicher Auffaſſung beruhe. — Abg. Parriſius: Er habe das 
Protokoll geführt und ſich bemüht, die Intentionen des Commiſſars genau 
wiederzugeben. Der Regierung 8:Gommifjar habe der Vorleſung 
des Protokolls beigewohnt (hört! hört!), und es wäre beſſer geweſen, 
ganz offen einzugeſteben, daß man jeitdem ſeine Anſichten geändert habe, 
als ohne jede Berechtigung ſo ſchwere Vorwürfe gegen den Bericht der Bud⸗ 
getcommiflton zu erheben. Er rufe die ganze Commiſſion zu Zeugen auf, 
daß er genau ſo protokollirt habe, wie die Ausſagen gemacht worden wären, 
und er müſſe auf das Allerentſchiedenſte gegen die Unterſtellung, als ob 
Irrtbümer vorgekommen, proteſtiren. : : 

Miniſter des Innern: Er glaube ſeinerſeits zu den von ihm aus 
geſprochenen Worten berechtigt geweſen zu ſein. Wenn es vorkäme, daß 
ein Protokoll verleſen worden, ohne daß die Regierung eine Einladung er⸗ 
halten habe, fo hätte er auch wohl annehmen dürſen, daß die Ausſagen ſei⸗ 
nes Commiſſarius nicht von dieſem verificirt in das betreffende Protokoll 
ekommen wären. Abg. Dr. Virchow: Bei dem Vorfall, den der Mini⸗ 
ter erwähnt habe, ſei es allerdings vorgekommen, daß kein Commi arius 
in der Commiſſion geweſen. Man habe aber erſt mit dem Verleſen des 
Protokolls begonnen, nachdem conſtatirt worden, daß allerdings eine Einla⸗ 
dung an das Ministerium erlaſſen worden wäre. Man könne doch nicht ab: 
warten, wenn es dem Herrn Miniſter gefällig ſei, zu erſcheinen, oder ſich 
vertreten zu laſſen. 1 

Im Uebrigen ſei er dem Abg. für Anklam ſehr dankbar dafür, daß er 
ſo eingehende Aufſchlüſſe über das Projekt des Hrn. v. Winter gegeben habe, 
aber noch wünſchenswerther würde es geweſen fein, wenn. Graf Schwerin 
ſich mit derſelben Offenheit bei einer anderen Gelegenheit über die Grunde 
ausgeſprochen hätte, durch welche er vermocht worden wäre, aus dem Amte 
zu treten. Zur Sache eingehend, erklärt der Redner, daß die Commune kein 


Bedenken tragen würde, für die Regelung der Polizeiverwaltungsfrage auch 


Mehrkoſten zu tragen, zumal es darauf ankomme, das Prinzip der Selbſt⸗ 
verwaltung zu wahren. Was die Verminderung der Schutzmänner anbetreffe, 
ſo ſei es ſchwer, in dieſer Beziehung ein richtiges Urtheil zu fällen; jeden⸗ 
falls ſpreche aber der Umſtand, daß man an Markttagen große Paraden ab⸗ 
balte und die Schutzmänner dazu aus allen anderen Theilen der Stadt 
zurüchziebe, nicht für die Unentbehrlichkeit der jetzigen Zahl der Schutzmänner 
und für die Nothwendigkeit ihrer jetzigen Stärke im Intereſſe der allgemei⸗ 
nen Sicherbeit, ſondern nur dafür, daß ihre jetzige Zahl in ihrer unzweck⸗ 
mäßigen Verwendung nothwendig werden könnte. + 

Abg. Gr. Schwerin: Wenn der geehrte Vorredner mich gefragt hat, 


warum ich nicht Aufſchlüſſe über meinen Austritt aus dem Miniſterium ge⸗ 


geben habe, ſo hätte er ſich wohl klar machen können, welcher Unterſchied 
zwiſchen Mittbeilungen über das Projekt des Hrn. v. Winter, und über das, 
was in dem Kabinet Sr. Majeſtät vorgefallen, ſtatihaben muß. Ueber letz⸗ 
teres zu ſprechen, würde ich für eine Pflichtwidrigkeit gehalten haben. Was 
die Ausführungen des Hrn. Miniſters anbetrifft, ſo muß ich bemerken, daß, 
wenn meine Worte keinen andern Zweck gehabt hätten, als dem Hrn. Mi: 
niſter und ſeinem Commiſſarius Gelegenheit zu authentiſchen Interpretatio⸗ 
nen zu geben, ſo wäre damit ſchon ein Erfolg erzielt worden. Ich habe 
nicht den Plan des Hrn. v. Winter für abſolut trefflich erklärt; er wird im 
Einzelnen mancher Verbeſſerungen bedürfen, aber ich halte ihn in ſei⸗ 


nen an für gut. 


Was die Beſchwerden über die Schutzmänner anbetrifft, fo ſehen ſich die 
Verhältniſſe, wenn man mitten drin ſteht, anders an, als nach einzelnen 
Erſcheinungen. Einzelne Fehler ſind vielfach geſchehen, aber in ihrer Weſen⸗ 
heit iſt die Einrichtung der Schutzmannſchaft gut bewährt. Ich bitte Sie, 
doch wenigſtens auf das Urtheil des Herrn v. Winter ſelbſt einiges Gewicht 
zu legen, der ganz entſchieden geſagt hat, daß eine Verminderung der Schutz⸗ 
mannſchaft von großen Nachtheilen für die Stadt ſein würde. 

Der Reſerent Abg. Klotz konſtatirt nun noch einmal, daß ſein Bericht 
ein durchaus aftenmäßiger geweſen ſei. 1 

Abg. Virchow (perſönlich): Er habe ſchon früher, bei der Adreßdebatte 
darauf aufmerkſam gemacht, daß die ausgetretenen Miniſter die Pflicht ge 
habt hätten, das Land über die Gründe ihrer Demiflion aufzuklären. Er 
glaube, daß dies damals auch von den politiſchen Freunden des Grafen 
Schwerin anerkannt worden wäre. — Abg. Graf Schwerin: Er könne es 
niemals als Pflicht anerkennen, über das, was er im Cabinet des Königs 
geſagt und angerathen habe, ſich öffentlich auszuſprechen. Er würde im 
Gegentheil dadurch einer Pflichtverletzung ſich ſchuldig gemacht haben. — 
Abg. Frhr. v. Patow: Er wolle ſich nur dieſer Erklärung anſchließen. 

Bei der nun folgenden Abſtimmung wird der Commiſſions⸗Antrag Nr. 1 
faſt einftimmig angenommen, der Antrag Nr. 2 (Verminderung der 
„ dagegen abgelehnt. (Dagegen ein Theil der Fortſchritts⸗ 

artei. 


Sitzung der Budget⸗Commiſſion vom 1. Oktober. 

In der geſtrigen Abendſitzung der Budget⸗Commiſſion waren die Miniſter 
v. Bismarck und der Kriegsminiſter v. Apon anweſend. — Referent v. For⸗ 
kenbeck erkannte das Recht der Staatsregierung auf Zurücknahme des Etats 
für 1863 an; aber ebenſo unzweifelhaft ſei das Recht des Landes auf vor⸗ 
gängige Feſtſtellung des Etats, 1) wegen Art. 99 der Verfaſſung, deſſen Ha: 
rer Wortlaut keine Möglichkeit eines Zweifels laſſe (Art. 99 lautet: Alinea 1, 
„Alle Einnahmen und Ausgaben des Staates müſſen für jedes Jahr im 
Voraus veranſchlagt und auf den Staatshaushaltsetat gebracht werden.“ 
Klinea 2. „Letzterer wird jährlich durch ein Geſetz feſtgeſtellt.“) Die Ver⸗ 
faſſung kenne nur Ausgaben auf Grund des Etats oder ausnahmsweiſe be⸗ 
ſonderer Geſetze und Bewilligungen; 2) ſei dies Recht anerkannt durch zahl⸗ 
loſe Beſchlüſſe der Häuſer und Erklärungen der Regierung; 1854 und 1856 
ſeien im Herrenhauſe eine Anzahl von Anträgen geſtellt worden auf dreijäh⸗ 
rigen ordentlichen Etat und jährlichen außerordentlichen Etat; dabei ſei die 
vorgängige Feſtſtellung des Etats vielfach anerkannt; ferner ſei im Hauſe 
der Abgeordneten 1851 der bekannte Antrag von Simſon geſtellt, wonach 
die Regierung ohne vorgängige Genehmigung des Etats nicht zu Ausgaben 
im folgenden Jahre ermächtigt ſei; die Staatsregierung habe damals ausdrück⸗ 
lich erklärt, daß ſie das Recht der Landesvertretung nach Art. 99 nicht an⸗ 
taften wolle; auch das Haus erkannte in der motivirten Tagesordnung das 
Prinzip des Simſonſchen Antrages an. Im Jahre 1860 habe das Haus 


der Abgeordneten Reichenſpergers Antrag wegen rechtzeitiger Feſtſtellung des 


Etats an die Regierung zur Berückſichtigung überwieſen. Ebenſo habe ſich 
das Haus 1861 ausgeſprochen. Auch die Regierung bei Berathung des Ober⸗ 
rechnungskammer⸗Geſetzes, wie ſich aus den Commiſſions⸗Verhandlungen er⸗ 
gebe. Entgegenſtehende Aeußerungen einzelner Abgeordneten aus früherer 
Zeit, möchten dieſelben noch ſo hoch im Staatsdienſt geſtiegen ſein, könnten 
dagegen nichts beſagen. Auch was das Herrenhaus jetzt, wie es heiße, be⸗ 
abſichtige, könne für das Haus kein Anlaß ſein zu einer beſonderen Reſolu⸗ 
tion rep. Rechtsverwahrung. 

Ein ſolcher Anlaß liege nur in der Erklärung des Staatsminiſteriums. 
Ungeachtet der Abſtimmungen des Hauſes drohe der frühere mißbräuchliche 
Zuſtand wiederzukehren, wo ohne vorgängige Feſtſtellung des Etats regiert 
ſei. Der Staaksminiſter von Bismarck habe vom „Waffenſtillſtanb“ geſpro⸗ 
chen; den könne er nicht finden; die Regierung ſage kein Wort über die 
Beſchlüſſe für 1862; ferner ſpreche ſie von Aufrechthaltung der „Lebens⸗ 
Bedingungen“ der Reorganiſation für 1863; das ſteigere die Beſorgniß, 
wenn es auch nicht jede Hoffnung auf Verſtändigung ausſchließe; es ſei 
alſo Grund zu einer Rechtsverwahrung; wolle die Regierung in der That 
„Waffenſtillſtand“, jo könne fie das nur durch ſchleunigſte Vorlage des 
nöthigen Geſetzes und der dazu gehörigen Finanzetats; die Regierung 
könne ja auf 30 Tage vertagen; ſo lange das Haus da ſei, ſo lange müſſe 
es, wenn es ſich nicht ſelbſt aufgeben wolle, auf Erledigung dringen. Das 
ſeien die Gründe, welche ihn zu ſeiner (bereits mitgetheilten) Reſolution 
beſtimmten, die etwa nach dem Schlußbericht der Budget⸗Commiſſion über 
den Etat für 1862 zur Berathung kommen könne. x 

Staatsminiſter v. Bismarck: Die Reſolution beziehe ſich weſentlich auf 
den Etat für 1862; die Berathung darüber ſchwebe noch; erſt nach Erledi⸗ 
gung der betr. Stadien könne die Regierung ſich darüber in verbindlicher 
Form ausſprechen. — Die Auslegung des Art. 99 könne er nicht ſo unter⸗ 
ſchreiben; es heiße „veranſchlagt und auf den Etat gebracht“, das heiße noch 
nicht „feſtgeſtellt“. Interpretationen der Verfaſſung ſeien ſchwierig; alle drei 
Factoren gehörten dazu; ob die ſich für die Anſicht des Referenten einigen 
würden, ſei zu bezweifeln. — Die andere Art der Interpretation ſei aus den 
Präcedenzfällen, aus der Praxis; eine Verfaſſung werde gegeben, nicht als 
etwas Todtes, wohl aber erſt zu Belebendes; dieſe Praxis zu übereilen, ſei 
nicht räthlich; dann werde die Rechts frage leicht zur Mach tfrage. Der 
Conflict handle ſich bei uns um die Grenze zwiſchen Krongewalt und Par⸗ 
lamentsgewalt. Die Krone habe noch andere Rechte, als die in der Ver⸗ 
faſſung ſtänden. Er gebe die Hoffnung nicht auf, daß die Kriſis, wie ſie 
auch enden möge, zum Wohle des Landes ausſchlagen werde. Der Conflict 
werde ſich wohl noch auf verfaſſungsmäßigem Wege erledigen, oder vielmehr, 
man werde hoffentlich dahin kommen, die Verfaſſung beſſer dem preußiſchen 
Leibe anzupaſſen. Verfaſſungswidrigkeiten ſeien keine mathematiſchen Exem⸗ 
pel; nur mit gegenſeitiger Schonung ſeien ſie zu löſen. 

Die Praxis gehe bei uns ſeit zwölf Jahren in einem dem Referenten 
entgegengeſetzten Sinne. Der Etgt jei in dieſer Zeit nie im Voraus feſtge⸗ 
ſtellt. Das Prinzip beſtreite die Regierung nicht: Niemand habe die Abſicht, 
den Verfaſſungswagen aus feinem Geleiſe zu bringen; im Gegentheil werde, 
wenn er aus der Spur kommen ſollte, die Regierung bemüht ſein, ihn wieder 
mit möglichſter Schonung ins Geleiſe zu bringen. — Ueber den Etat für 
1862 werde die Regierung ſich erſt erklären, wenn derſelbe alle Stadien der 
Berathung durchlaufen habe. In den etwaigen Beſchluß des Herrenhauſes 
könne die Regierung nicht eingreifen. Die Regierung könne natürlich die 
von ihr monatelang bekämpften Abſetzungen nicht beim Herrenhauſe 
befürworten. Auch die Verwerfung werde die Regierung nicht befür⸗ 
worten; die Freiheit, die ſie dabei vielleicht erhalte, ſei eine „beklagens⸗ 
werthe“, Daß die Regierung eventuell bei Verwerfung des Budgets die 
Kaſſen ſchließe u. ſ. w., werde man doch auch nicht erwarten; das Haus 
erwarte andere Schritte; vielleicht Maßregeln gegen das Herrenhaus; dazu 
aber ſehe die Regierung keinen verfaſſungsmäßigen Grund; die jetzige Re⸗ 
gierung werde nie zu einer Pairsernennung ſchreiten; das komme hinaus 
auf einen Contract, den die Regierung mit den neuen Pairs für immer 
wegen ihrer Abſtimmung ſchließe, und ein ſolcher Contract ſei nicht rechts⸗ 
giltig, — Von einer „Bewilligung“ des Etats ſei in unſerer Verfaſſung 
nicht die Rede; dieſer Ausdruck komme in der Verfaſſung nicht vor; unſere 
Verfaſſung habe das Prinzip der „Vereinbarung“ in Form des Geſetzes; 
der Artikel der Verfaſſung, wonach das Herrenhaus den Etat verwerfen 
konne, ſei doch keine bloße Phraſe; eine „perfaſſungsmäßige Kraft“ könne 
er bis jetzt den Beſchlüſſen des Hauſes der Abgeordneten nicht beimeſſen. — 
Eine Vertagung des Landtages liege nicht in der Abſicht der Regierung. — 
Er erlaube ſich die Frage, was mit dem Beſchluſſe des Hauſes wegen des 
Etats für 1862, wenn er denſelben als unabänderlich feſtſtehend betrachte, 
geſchehen folle; ob die Regimenter zu entlaſſen ſeien u. dgl.? Die vorjäh⸗ 


Proviſorium zuzuſtimmen. 


rigen Beſchlüſſe des Hauſes ſeien doch der Fortdauer der Reorganiſation 
Ae geweſen. Die Regierung ſei ohne ihre Schuld in der jetzi⸗ 
en Lage. 

N Die Kriſis, ſo ernſt ſie werden könne, werde doch zu tragiſch aufgefaßt, 
von der Preſſe zu tragiſch dargeſtellt, als wenn nun alles vorbei ſei, aber 
die Regierung ſuche keinen Kampf; „wir find Kinder deſſelben Landes;“ 
eine Kriſis werde nach außen ſchwächen; könne die Kriſis mit Ehren beſei⸗ 
tigt werden, ſo biete die Regierung gern die Hand dazu. Das ſei kein Pro⸗ 
gramm, ſondern eine perſönliche Aeußerung, die „aus gutem Herzen“ komme; 
man möge ſie hinnehmen, als die Worte eines Mannes, der mit den Abge⸗ 
ordneten an einem gemeinſamen Werke arbeite. 8 

Abg. Stavenhagen erinnerte an die vorjährigen Vorbehalte des Hau⸗ 
ſes wegen der Reorganiſation. — Kriegsminiſter v. Roon gab dieſe 
Vorbehalte zu, aber man bewillige doch nicht große Summen propiſoriſch, 
um ſie nachher definitiv zu verwerfen. Daß die Regierung die Militärfrage 
zuerſt auf dem Wege des Budgets geordnet habe, ſei 1861 von vielen Mit⸗ 
gliedern des Hauſes gebilligt; um allen Zweifel zu beſeitigen, habe die Re⸗ 
gierung ein Geſetz verſprochen; jetzt habe ſie nur aus Rückſicht auf die kurze 
Dauer der Seſſion die Vorlage unterlaſſen; ein Geſetz, wie im vorigen Win⸗ 
ter im Herrenhauſe vorgelegt ſei, werde ja doch den Conflict nicht heben. 
Der einzige Fehler der Regierung liege alſo lediglich in dem Mißkennen 
deſſen, was einem außerordentlichen Landtage vorzulegen ſei. 

Abg. v. Hennig: Man ſtehe einander gegenüber, ohne ſich zu verſtehen; 
man ſpreche verſchiedene Sprachen; der Kriegsminiſter ſpreche von einem 
außerordentlichen Landtage, während ein außerordentlicher Landtag gar nicht 
vorhanden ſei. — Wie ſei der Conflict entſtanden? Man habe einen neuen 
Wehrverfaſſungsplan ins Land geworfen; derſelbe habe das ganze Land er⸗ 
ſchreckt wegen ſeiner finanziellen Folgen und wegen des Angriffs auf die 
Landwehr, den Kern und das Herz der preußiſchen Wehrverfaſſung. Da 
ſchlug die Regierung einen Mittelweg ein; die Landesvertretung wurde „irre 
geführt;“ die Regierung hat etwas anderes gethan, als ſie verſprochen hatte; 
Patow hat vor dem ganzen Lande erklärt, die Maßregel der Reorganiſation 
werde in jedem Augenblick zurückgenommen werden können. Nur die Rück⸗ 
ſicht auf das damalige Miniſterium habe das Haus der Abgg: bewogen, dem 
Keinem Miniſterium Manteuffel oder einem ver⸗ 
wandten zu Liebe würde das Haus in das Proviſorium gewilligt haben. 
Nicht wir ſuchen oder machen den Conflict. Die Hand der Verſöhnung ſehe 
ich nicht. Was die Regierung mit den Beſchlüſſen des Hauſes für 1862 thun 
ſoll? das iſt wiederholt ſchon geſagt. Sollen die Grundveſten des Staates 
umgeſtaltet werden, dann iſt in einem Verfaſſungsſtaate ein Geſetz nöthig, 
eine Vereinbarung mit der Landesvertretung. Als letztes Mittel der Ver⸗ 
theidigung haben wir die Koſten für die Reorganiſation abgeſetzt. Seit Jah⸗ 
ren iſt von der Landesvertretung gegen die mißbräuchliche Finanzwirthſchaft 
proteſtirt, aber vergebens. Das Haus hat ein Recht auf vorgängige Feſt⸗ 
ſtellung des Etats. ek f 1 

Bei der Interpretation des Art. 99, wie fie vorhin der Staatsminiſter 
v. Bismarck aufgeſtellt hat, hört der Streit auf; wenn ein Entwurf ge 
nügen ſoll und kein Geſetz nöthig iſt zum Etat, dann heißt das eben in 
einer Sprache ſprechen, die wir nicht verſtehen. Auf die zwölfjährige Praxis 
beruft ſich der Miniſter, aber als mißbräuchlich iſt dieſe Praxis immer be⸗ 
zeichnet — von Patow und noch neulich von v. d. Heydt bei Gelegenheit 
des Geſetzentwurfs wegen rechtzeitiger Vorlegung des Etats. Da iſt es 
ſchwer, im Ernſt an verſöhnliche Abſichten der Reg. zu glauben. Bei dem 
Verfahren der Reg. wird man 1863 genau ſo ſtehen, wie jetzt; es wird dann 
wieder heißen: was wollt ihr Ausgaben ſtreichen, die ſchon gemacht find?! 
In ſolchem Zuſtande haben wir kein Mittel, als an die öffentliche Moral zu 
appelliren, an das Rechtsgefühl des Volkes. 

Referent v. Forckenbeck gegen die Auffaſſung des Miniſters v. Bismarck 
wegen des „Bewilligungsrechtes“: Nach der Schlußberathung über den Etat 
für 1862 werde ein Votum des einen Factors der Geſetzgebung vorliegen, 
werde feſtſtehen, daß gewiſſe Ausgaben nicht gemacht werden dürfen; dann 
habe ſich die Regierung zu fragen, was zu thun; wenn der Miniſter nun 
frage, was nach Anſicht der Majorität dann geſchehen müſſe, ſo ſtehe die 
Antwort ſchon auf Seite 20 des Berichts der Budgetcommiſſton: „Alle Mit 
glieder waren ferner darin einig, daß ſeit dem 1. Januar 1862 die Kriegs⸗ 
bereitſchaft lediglich und allein auf eigene Verantwortung der Staatsregie⸗ 
rung aufrecht erhalten worden ſei, und daß nach Ablehnung der Mehrkoſten 
der Reorganiſation die Staatsregierung veranlaßt ſei, eine Vorlage, einen 
Nachtragsetat, aus dem die etwaigen Mehrbedürfniſſe in Folge der ſeit dem 
1. Januar 1862 aufrecht erhaltenen Kriegsbereitſchaſt, in Folge ferner der 
Zurückführung des Heeres aus der Kriegsbereitſchaft in eine Organiſation, 
ſei es innerhalb des Geſetzes von 1814, ſei es innerhalb eines neu verein⸗ 
barten Geſetzes, der Landesvertretung zur verfaſſungsmäßigen Beſchlußnahme 
vorzulegen.“ — Der Art, 99 der Verfaſſung ſei fo klar, daß keine Praxis 
dagegen aufkomme; ſtets und unaufhörlich ſei die Praxis der letzten 12 Jahre 
als eine mißbräuchliche bezeichnet. — Von einem Streite über die Grenze 
zwiſchen Krongewalt und Parlamentsgewalt ſei keine Rede; dazu ſei das 
preußiſche Volk viel zu nüchtern, um einen ſolchen theoretiſchen Streit zu 
unterſtützen; das Materielle der Militärfrage ſei es, was das Volk be⸗ 
wege; ohne Agitation der politiſchen Parteien habe die Regierung ſelbſt die 
Militärfrage in den Vordergrund gedrängt; das Land ſei der verſtärkten 
Aushebung wohl geneigt, wolle aber dafür kürzere Die ſtzeit; ohne einen 
Compromiß werde die Regierung nicht durchkommen; und ſie dahin zu brin⸗ 
gen, darum mache das Haus von ſeinem verfaſſungsmäßigen Rechte Gebrauch. 

Staatsminiſter v. Bismarck; Er wolle gern auf den Etat für 1862 
eingehen, ohne jedoch eine präjudizirliche Erklärung abzugeben. — Ein Miß⸗ 
brauch von Verfaſſungsrechten könne von allen Seiten getrieben werden; 
das führe denn zur Gegenwirkung von anderer Seite. Die Krone z. B. 
könne zwölfmal hintereinander auflofen, das ſei gewiß nach dem Buchſtaben 
der Verſaſſung erlaubt, würde aber doch Mißbrauch ſein. Ebenſo könne ſie 
Streichungen des Budgets zurückweiſen, ohne Maß; da ſei die Grenze 
ſchwer zu ziehen; ſei fie ſchon bei 6 Millionen? bei 16? oder erſt bei 60?! 
— Es gebe Mitglieder des Nationalvereins, eines wegen der Gerechtigkeit 
ſeiner Forderungen zum Anſehn gelangten Vereins, hochachtbare Mitglie⸗ 
der, die alle ſteheenden Heere für überflüſſig erklärten. Ja, wenn nun eine 
Volksvertretung dieſe Anſicht hätte! Müſſe nicht eine Regierung das zurück⸗ 
weiſen?! — Von der „Nüchternheit“ des preußiſchen Volkes ſei die Rede 
geweſen. Ja, die große Selbſtändigkeit des Einzelnen mache es ſchwierig in 
Preußen, mit der Verfaſſung zu regieren (oder die Verfaſſung zu conſolidi⸗ 
ren ?); in Frankreich ſei das anders; da fehle dieſe individuelle Selbſtändig⸗ 
keit. Eine Verfaſſungskriſis ſei keine Schande, ſondern eine Ehre. — Wir 
find ferner vielleicht „zu gebildet“, um eine Verfaſſung zu tragen; wir find 
zu lritiſch; die Befähigung, Regierungsmaßregeln, Akte der Volksvertretung 
zu beurtheilen, iſt zu allgemein; im Lande giebt es eine Menge „catilinai⸗ 
ſcher Grütenzen“, die ein großes Intereſſe an Umwälzung haben. Das mag 
paradox klingen, beweiſt aber doch alles, wie ſchwer in Preußen verfaſſungs⸗ 
mäßiges Leben iſt. x 

Man iſt ferner zu empfindlich gegen Fehler der Regierung; als wenn es 
genug wäre, zu ſagen, der und der Miniſter hat Fehler gemacht; als wenn 
man nicht ſelbſt mit litte?! — Die öffentliche Meinung wechsle; die Preſſe 
ſei nicht die öffentliche Meinung; man wiſſe, wie die Preſſe entſtände; die 
Abgeordneten hätten die höhere Aufgabe, die Stimmung zu leiten, über ihr 
zu ſtehen. — Nochmals unſer Volk angehend: wir haben zu heißes Blut; 
wir haben die Vorliebe, eine zu große Rüſtung für unſern ſchmalen Leib 
zu tragen; nur ſollen wir fie auch utiliſiren. Nicht auf Preußens Liberalis⸗ 
mus ſieht Deutſchland, ſondern auf feine Macht; Baiern, Würtemberg, Ba- 
den mögen dem Liberalismus indulgiren; darum wird ihnen doch keiner 
Preußens Rolle anweiſen; Preußen muß feine Kraft zuſammenfaſſen und 
zuſammenhalten auf den günſtigen Augenblick, der ſchon einigemale verpaßt 
iſt; Preußens Grenze nach den wiener Verträgen ſind zu einem geſunden 
Staatsleben nicht günſtig; nicht durch Reden und Majoritätsbeſchlüſſe wer⸗ 
den die großen Fragen der Zeit entſchieden — das iſt der Fehler von 1848 
und 1849 geweſen — ſondern durch Eiſen und Blut. — Die vorjährige 
Bewilligung ſei erfolge: aus welchen Gründen, ſei gleichgiltig; er ſuche auf⸗ 
richtig den Weg der Verſtändigung; ob er ihn finde, hänge nicht allein von 
ihm ab. Man hätte lieber kein kait accompli machen ſollen ſeitens des 
Abgeordnetenhauſes. — Wenn kein Budget zu Stande komme, dann ſei 
tabula rasa; die Verfaffung biete keinen Ausweg; denn da ſtehe eben Inter⸗ 
pretation gegen Interpretation; summum jus, summa injuria; der Buch⸗ 
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ſtabe tödtet. Er freue ſich, daß die Aeußerung des Referenten, wegen Mög⸗rath) angenommen. — Mit 14 gegen 13 Stimmen wurde mündliche Be⸗ 
lichkeit eines andern Beſchluſſes des Hauſes in fiele einer etwaigen Ge: richterſtattung (der größeren! Beſchleunigung wegen) beſchloſſen. 


ſetzesvorlage die Ausſicht auf Verſtändigung laſſe; er ſuche dieſe Brücke 
auf; wann ſie gefunden werde, ſtebe dahin. — Das Zuſtandekommen eines 


Berlin, 1. Ottbr. [Amtliches.] Se. Maj. der König haben 


Budgets in dieſem Jahre ſei der Zeit nach kaum möglich; wir ſeien ja in allergnädigſt geruht: Dem Kanzleirath Happel im Bureau des Hauſes 


exceptionellen Zuſtänden; das Princip der ſchleunigſten Vorlegung des Bud⸗ 
gets ſei ja auch von der Regierung anerkannt; aber man ſage, das ſei ſchon 
oft verſprochen und nicht gehalten; nun, „Sie können doch uns als ehrlichen 
Leuten trauen.“ — Die Interpretation, es ſei verfaſſungswidrig, verweigerte 


Ausgaben zu machen, theile er nicht; zu jeder Interpretation ſei Ueberein⸗ Conſiſtorial⸗, 


ſtimmung der drei Factoren nöthig. a 0 

Abg. Virchow: Der Miniſter unterſcheide zwiſchen vertraulichen und 
offiziellen Mittheilungen. Letztere ſeien jetzt im hohen Grade wünſchens⸗ 
werth. Wenn die Miniſter neu ſeien in den jetzigen Schwierigkeiten, ſo ſei 
doch andererſeits nicht zu vergeſſen, daß die Kriſis ſchon lange dauere, ſchon 
einen Miniſterwechſel herbeigeführt habe. 


der Abgeordneten den rothen Adlerorden vierter Klaſſe zu verteihen; den 
Regierungsrath Sack in Magdeburg zum Ober-⸗Regierungsrath; ferner 
den Waiſenhaus- und Seminar⸗Direktor Woepcke in Bunzlau zum 
Regierungs⸗ und Schulrath bei der königl. Regierung in 
Minden; ſowie den Pfarrer Rübeſamen zu Franzburg zum Super: 
intendenten der Diöceſe Franzburg zu ernennen, und dem General: 
Commiſſions⸗Sekretär Friedrich Wilhelm Schultze zu Merſeburg den 
Titel Kanzleirath zu verleihen. 

Der bisherige Kreisrichter Mützel in Poſen iſt zum Rechtsanwalt bei 


In den offenen Aeußerungen des Miniſters ſehe er viel Gefährliches.“ dem Kreisgericht daſelbſt und zugleich zum Notar im Departement des Ap⸗ 
Schon lange höre man von Verſaſſungs⸗Nothſtand u. dgl. Jetzt beſtätige | pellationsgerichts zu Poſen, mit Anweiſung ſeines Wohnſitzes in Poſen, er 


ſich das. Das Land verlange, daß endlich die Verfaſſung Wahrheit werde, nannt worden. Der praktiſche Arzt ꝛc. Dr. J. Hülsmann iſt zum 


Kreis⸗ 


und ſofort ſei der Conflict da. Der Miniſter interpretire Art. 99 der Verf.] Phyſikus des Kreiſes Prüm ernannt worden. Der Lehrer Dr. J. Wenne⸗ 
fo, als ob Alinea 2 mit Al. 1 (f. oben) in einem ſehr loſen Zuſammen⸗[ mer am Gymnaſium zu Coesfeld iſt zum Oberlehrer befördert worden. Am 
hange ſtehe, während fie doch untrennbar zu einander gehörten. Der Mi⸗ Gymnaſium zu Cöslin iſt die Anſtellung des Schulamts⸗Candidaten Dr, 


niſter ſpreche von einſeitiger Interpretation: das fei ein novum; noch Volz als ordentlicher Lehrer genehmigt, worden. 


Der Lehrer Hake iſt bei 


das vorige Miniſterium, dem der Herr Kriegsminiſter angehörte, habe die dem Gymnaſium zu Arnsberg als Religionslehrer angeſtellt worden. (St.⸗A.) 


nterpretation des Hauſes getheilt. Ueber die öffentliche Meinung täuſche 


ich der Miniſter wohl in Folge ſeines längeren Aufenthalts außer Landes; meldet: 


die Stimmung des Landes in der Militärfrage ſei eine feſte, langſam er⸗ 
ſtarkte; das Volk habe die frühere Majorität verlaſſen; durch die Ent: 
wickelung der Regierungs⸗Verhältniſſe ſehe ſich das Volk, ſehe wider ſeinen 


* Berlin, 1. Oktbr. [Fin anzminiſter.] Die „Kreuzzeitung“ 


iſt zum Finanzminiſter ernannt worden.“ — Weder die „Sternz.“ 
noch der „Staatsanzeiger“ enthalten eine hierauf bezügliche Mitthei⸗ 


Willen, in einen ſchweren Conflict gebracht; nicht empfindlich ſei das Volk, lung; jedoch iſt fie wahrſcheinlich, da wir die „Kreuzzeitung“ von jetzt 
ſondern geduldig und zäh, wie die Regierung wohl erfahren werde. Wenn ſab für beſſer unterrichtet halten als den „Staatsanzeiger“ und die 


nun der Miniſter die Verfaſſung ſo auslege, wie er gethan, wenn er dabei 
das Herrenhaus unverändert erhalten wolle u. ſ w., dann werde man 

eben in Zuſtände hineinkommen, wie ſie in anderen deutſchen Ländern be: 
reits längere Zeit beſtänden, und wie man dabei noch große Machtfragen 
löſen wolle, das ſei ihm unerfindlich. 


In der Auffaſſung und Wahrung des Art. 99 werde die Minorität mit 


der Majorität übereinſtimmen. Ein anderes Hinderniß als ein moraliſches 


„Sternzeitung.“ 
Deut ſchland. 
Gera, 28. Sept. [Zur Steuer der Wahrheit! bringt die 
„D. A. 3.“ folgende Berichtigung: Unter der Ueberſchrift „Heinrich 
LXVII. in Verlegenheit“ bringt der londoner „Daily Telegraph“ einen 


exiſtire allerdings für die Regierung augenblicklich nicht, gegen den Beſchluß langen Artikel voller Sarkasmen auf den regierenden Fürſten von Reuß⸗ 


des Hauſes zu handeln; aber die Miniſter blieben perſönlich] Schleiz, die ihren Grund in einer Verwechſelung haben. 


haftbar. 
Staatsminiſter v. Bismarck: Im Namen der Regierung habe er ſich 
nur über die Reſolution ausgeſprochen, das andere ſei vertraulich; er bes 
klage nebenbei die wörtlichen Mittheilungen aus den Commiſſionen; das 


Heinrich 
LXVII. wird nämlich von dem „Daily Telegraph“ als Vater der 
Prinzeſſin Hermine von Reuß bezeichnet, für welche das Land eine 
Prinzeſſinnenſteuer im Betrage von circa 600 Pfd. St. aufbringen 


erſchwere vie Verſtändigung. — Auswärtige Conflicte zu ſuchen, um über ſolle, weil ſonſt die Vermählung mit ihrem Bräutigam, dem Prinzen 
innere Schwierigkeiten hinwegzukommen, dagegen müfje er ſich verwahren; von Schaumburg (sic!)⸗ Waldenburg, deſſen Familie „eben ſo arm 


das würde frivol ſein; er wolle nicht Händel ſuchen; er ſpreche von Con⸗ 
flicten, denen wir nicht entgehen würden, ohne daß wir ſie ſuchten. — Das 
Herrenhaus angehend, fo jei das nicht ſeine Schöpfung; er könne ſich eine 


als ſtolz“ fei, nicht ſtattfinden könne. Da der Artikel des „Daily Te⸗ 
legraph“ über die Verhältniſſe der Fürſtenthümer Reuß neben den 


beſſere denken; aber es fei einmal da; die Angriffe in der Preſſe gingen größten Unwahrheiten einige Angaben von thatſächlicher Wahrheit ent⸗ 


über das Maß; kein Engländer würde daran denken, das Oberhaus fo an⸗ hält, fo 


halten wir es für unſere Pflicht, das Publikum darauf auf⸗ 


zugreifen. — Kurbeſſiſche Zustände ſeien in Preußen unmöglich; ein Sturm merkſam zu machen, daß der regierende Fürſt Reuß jüngerer Linie nur 


im Glaſe Waſſer laſſe ſich nicht vergleichen mit einem ſolchen Conflicte in 
einem Großſtaate. — Was die perſönliche Haftbarkeit angehe, jo tröſte er 
ſich mit dem Worte: ultra posse nemo obligatur. 


eine einzige Tochter hat, die ſeit 19 Jahren an einen Prinzen v. Bent⸗ 
heim verheirathet iſt, daß ſeit Menſchengedenken für keine Prinzeſſin 


Abg. Sravenhagen: Er habe nicht zu der Majorität gehört, aber Reuß jüngerer Linie von dem Lande eine Prinzeſſinnenſteuer verlangt 


zu dem zweiten Punkte der Reſolution (Verfaſſungswidrigkeit verweigerter 
Ausgaben) bekenne er ſich ausdrücklich; darin ſei der Kern des ganzen Ver⸗ 
faſſungsrechts enthalten; die Ausführung des erſten Punktes (Feſtſtellung 
des Etats für 1863 noch in dieſem Jahre) halte er für unmöglich; er bean⸗ 


wurde und daß der Fürſt von Reuß Heinrich LXVII. ein ſehr bedeu⸗ 
tendes Privateigenthum beſitzt. Die Prinzeſſin Hermine, für welche 
eine Prinzeſſinnenſteuer im Betrage von 3600 Thlr. gefordert wird, 


trage daher einen Zuſatz dahin: „oder wenn dies nicht ausführbar wäre, gehört dem fürſtlichen Hauſe Reuß älterer Linie (Greiz) an und iſt ſeit 


für die bis zur Feſtſtellung des Etats im Jahre 1863 nothwendigen Aus: 
gaben die Gewährung eines extraordinären Credits bei der Landesvertre⸗ 
tung noch vor dem Jahre 1863 zu beantragen.“ 1 

Abg. Tweſten: Man könnte mit der Reſolution warten, bis das Her⸗ 
renhaus über den Etat von 1862 beſchloſſen habe, aber dann werde man 
vielleicht nicht die Zeit dazu haben; die Reſolution ſei nöthig den Erklärun⸗ 


gen der Miniſter gegenüber; nicht zehn Abgeordnete würden Forckenbecks Nr. 22 zwei weiße mit geſtickten Spitzen beſetzte Bettdecken; 
Interpretation des Art. 99 beſtreiten, nicht zehn Abgeordnete würden der] Nr. 1 vier Flügel geſtrickte Gardinen, fünf E 
Anſicht des Miniſters zuſtimmen, daß die Krone nur die Rechte abgegeben | Ellen breit; zwei Flügel u 


drei Monaten mit dem ſehr reichen ſächſiſchen Magnaten Huge v. Schön⸗ 
burg⸗Waldenburg verheirathet. Dies zur Steuer der Wahrheit. (Mit 
der Prinzeſſin⸗Steuer aber hat es alſo doch feine Richtigkeit. D. Red.) 
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Breslau, 2. Oktober. 1Diebſtähle.] Geſtohlen wurden: Neumarkt 
e 
en lang un 

weiße geſtreiſte Mull⸗ Gardinen: zu 1355 


babe, auf die ſie in der Verfaſſung ausdrücklich verzichtet habe, und daß jie| weiße Rouleaux, mit breiten gehätelten Spitzen beſetzt; zwei weiße 


daneben noch Rechte habe — vielmehr würden alle übereinjtimmen; daß die Shirting⸗Vorhänge; 


Krone nur die Rechte habe, welche in der Verfaſſung ſtänden; endlich wür⸗ 
den nicht zehn Abgeordnete beſtreiten, daß ohne Budget keine verfaſſungs⸗ 
mäßige Ausgabe zu machen ſei. Das ſeien dann eben heſſiſche Zuſtände. 
Formale Conceſſionen ſeien nicht genügend, ſondern materielle; au 
die Minorität des Hauſes (Vincke, Schwerin) verlange Aenderungen in der 
Reorganiſation; das vorzulegende Geſetz müſſe einigermaßen Ausſicht auf 
Annahme im Hauſe haben; nicht jedes beliebige Geſetz werde den Conflict 
löſen, z. B. nicht jo eines wie die Regierung im vorigen Winter im Her: 


vier kleine weiße Mull⸗Gardinen mit ſchmalen 
Spitzen; vier weiße Mull⸗Vorhänge; zwei gehäkelte Schubdecken; vier Stück 
gehäkelte Decken über ein Sopha; eine kleine gehäkelte Tiſchdecke; zwei Ober⸗ 
hemden, gez. J. P.; zwei Frauenhemden, gez. M. L.; zwei Kinderhemden; 


ch zwei lila und weiß karrirte Ueberzüge Züchen, beſtehend aus einem Deckbett 


und zwei Kopfkiſſen, gez. M. L. Nr. 5 und 6; ein roth und weiß karrirter 
Bettüberzug; drei Betttücher, zwei davon M. L. und eins J. P. gez.; ein 
kleiner weißer und ein bunter Ueberzug; ein Kinder⸗Betttuch; ein Paar 
Manns⸗ und ein Paar Frauen⸗Unterhoſen von weißem Parchent; ein grau 


renhauſe eingebracht habe. — Mit Punkt 1 der Reſolution könne er jih |und lila geſtreiftes und zwei braun und weiß gemuſterte wollene Kinder⸗ 


auch nicht einverſtanden erklären, weil die Ausführung unmöglich ſei. 
Werde Punkt 2 (wie er nicht zweifle, mit großer Majorität) angenommen, 
dann müſſe die Regierung einen Ausweg ſuchen, um verfaſſungswidrige 
Ausgaben zu vermeiden; ein extraordinärer Credit ſei der beſte Ausweg; 
aber der werde nicht bewilligt werden, ohne bindende Zuſage mat e⸗ 
rieller Conceſſionen. ; 4 

Abg. v. Kirchmann: Durch die ſchleunige Vorlegung des Etats für 
1863 werde die Regierung wenigſtens ihren guten Willen bekunden; die 
Beſchlüſſe des Hauſes für 1862 angehend, ſo ſei auf dieſelben bei gutem 
Willen wohl einzugeben; von einem vollſtändigen Zurückgehen auf den frü⸗ 
heren Zuſtand ſei nicht die Rede; der Stavenhagenſche Zuſatzantrag habe 
feine Bedenken: aus der Bewilligung eines extraordinären Pauſchquantums 
werde wieder eine Zuſtimmung zu der Reorganiſation gefolgert werden, und 
andererſeits werde man bei dem Verſuch einer Spezialiſirung in die: 
ſelben Streitigkeiten hineinkommen, die jetzt vorlägen. — Die perſönliche 
Haftbarkeit werde die Miniſter ſchwerlich in ihrer politiſchen Thätigkeit be⸗ 
ſtimmen; aber Anhalt zu einer ſolchen Haftbarkeit biete die Verfaſſung genug. 
Die Oberrechnungskammer werde zunächſt Monita zu machen haben; freilich 
könne fie denselben keine praktiſche Folge geben, jo lange dieſe Miniſter im 
Amte ſeien; aber wenn neue Miniſter ins Amt kämen, ſo ließe ſich die 
Sache anders an. 7 ; £ 

Kriegsminiſter v. Roon: Deduktionen, Interpretationen führten zu nichts; 
der Gegenſatz ſei conſtatirt; man ſolle die gegenwärtige Situation ins Auge 
faſſen und zuſehen, wie man da herauskomme; für beide Theile ſei die Si⸗ 
tuation nicht angenehm; beide hätten alſo zu unterſuchen, wie aus der Sack⸗ 
gaſſe herauszukommen. Auf 1859 zurückzugehen — dazu habe er, wie er 
offen bekenne, den guten Willen nicht; denn dadurch würde dem Lande eine 


rößere Ausgabe erwachſen, als die ſechs Millionen, die ihm eben auf ſein 


onto geſchrieben worden; denn wenn man ſich nun im nächſten Jah re 
wieder einige über etwas der jetzigen Organiſation Aehnliches, dann werde 
man wieder aufbauen, was man jetzt niederreiße. . 8 

Der Tweſtenſche Hinweis auf materielle Conceſſionen ſei unpraltiſch; man 
verlange eine kürzere Dienſtzeit, aber er babe ſchon ausgeführt, daß das 
für 1863 unausführbar ſei; die Frage der Reorganiſation und der kürzeren 
Präſenzzeit hänge nicht unbedingt zuſammen, aber die die Armee müſſe vor 
allem lebensfähig erhalten bleiben; Zuſicherung der kürzeren Präſenzzeit 
ohne Compenſationen — das würde eine unverantworiliche Uebereilung ſein; 
daß über den Etat für 1863 ſeloſt bei ſofortiger Vorlegung eine Einigung 
bis 1863 nicht verbürgt werden könnte, ſei klar; Unbilliges werde die Com: 
miſſion doch nicht beſchließen wollen. 

Der Schluß der Debatte wird angenommen. 0 > 

Ref. v. Forckenbeck: Man verlangt nur, daß die Regierung das thut, 
was die Möglichkeit gewährt, daß der Etat zu Stande kommt; wenn 
dann andere Schwierigkeiten kommen, ſo wird ſich das finden; erſt den er⸗ 
ſten Schritt thun, dann kann man an den zweiten denken; feine politiſche 
5 muß das Haus thun ohne ſolche zu ſtaatsmänniſche Erwägungen. 

er Stavenhagenſche Zuſatz erneuert den unglücklichen Vorgang von 1860, 
und das iſt gerade der Zustand, aus dem wir endlich heraus müſſen. 

Abg. Stavenhagen bemerkte perſönlich nochmals: der erſte Punkt der 
Reſolution fordere eine Unmöglichkeit; er könne keinesfalls dafür ſtimmen. — 
Der Kriegsminiſter wiederholte nochmals: eine Geſetzesvorlage und eine 
darauf begründete Umarbeitung des Etats laſſe ſich nicht in ſo kurzer Zeit 
machen; die techniſchen Schwierigkeiten könne er am beſten würdigen, und 

‚jelbjt wenn die Vorlegung heute am Tage erfolge, jo könne die Neg. keine 
Garantie übernehmen, daß man auch bis zum 1. Januar ſich geeinigt has 
ben werde. — Ref. v. Forckenbeck: Eine ſolche Garantie werde nicht ver: 
langt und könne nicht verlangt werden; es handle ſich bier nur um die 
. daß die Regierung das thue, was ihr möglich jei, was in ihrer 
acht ſtehe. 
Sl Abitimmnng wurde der Stavenhagenſche Zuſaz mit 25 gegen 


4 Stimmen abgelehnt; der erſte Punkt der Reſolution wurde mit allen ge waren Haupttreffer 8 5 r S 
der Serie 2361, Ne. 41 der Serie 878, Ne. 20 der Serie 684, Nr. 8 der 


n 4 Stimmen, der zweite mit 26 Stimmen gegen eine Stimme (Oſter⸗ 


Kleider; ein roth und blau karrirter Parchent⸗Unterrock; ein weißer, unten 
ausgebogter Shirting⸗Unterrock; zwei Leinwandſchürzen, die eine blau mit 
weißen Punkten, die andere roſa und weiß karrirt; drei Paar weiße 
Frauenſtrümpfe; zwei Paar weiße Socken; acht Stück weiße Hand⸗ 
tücher, drei davon M. L. und 5 Stück J. P. gez.; zwölf Stück graue Hand⸗ 
tücher, gez. P.; zwei Stück halbweiße Handtücher, gez. M. L.; ein weißes 
Tiſchtuch, gez. M. L.; eine weiße Serviette, gez. M. L.; eine weiße gemu⸗ 
ſterte Bettdecke, mit geſtrickten Spitzen beſetzt; ſieben Stück weiße Taſchen⸗ 
tücher, J. P. u. M. L. gez. 2Nachthauben; 1 Vorhemdchen u, 1 Herrenhalskragen; 
ferner ein lila Batiſttleid; eine lilafarbene und eine braune Kattunjacke; 2 Frauen: 
hemden, gez. K. M.; ein blauer Parchent⸗ und ein roth und weiß geitreifter 
Kattun⸗Unterrock; drei Leinwand⸗ und eine roth gemuſterte Kattunſchürze; 
ein Paar weiße Frauenſtrümpfe, gez. K. M. 5; zwei weiße Taſchentücher und 
ein kattunenes Halstuch. R 
Gefunden wurden: Ein goldener Trauring und zwei Schlüſſel. 
Angekommen: Se. Excellenz Wirklicher k. t. ruſſiſcher Staatsrath 
v. Nowitzky mit Gemahlin u. Familie a. Petersburg. — Holländ. Oberſt 
Baron v. Prock a. Java. — K. k. ruſſ. Oberſt vom Generalſtabe Sa win 
mit Dienerſchaft aus Warſchau. — Major u. Adjutant Sr. kgl. Hoh. des 
Prinzen Albrecht Baron v. Buddenbrock a. Berlin. (Pol.⸗Bl.) 


OD Grottkau. Die Bewohner des nahen Dorfes Alt⸗Grottkau find 
ſeit acht Tagen nicht weniger als dreimal durch Brände geängſtigt worden, 
die wohl ohne Zweifel durch ein und dieſelbe ruchloſe Hand angelegt wur⸗ 
den. — Auf dem am 29. Seotbr. abgehaltenen Viehmarkte waren zum Ver: 
kauf aufgetrieben: 141 Stück Pferde, 309 Stück Rindvieh, 1245 Stück 
Schwarzvieh, 9 Stück Ziegen. 


Meteorologiſche Beobachtungen. 


Der een e ee de. ee | Mine | wett a 
in U ten, 2 5 13 7 * . 
dr ea 255 n rometer.] ratur. Stärke. 88 
Breslau, I. Olbr. 10 U. A5. 332,86 [13,1 S. 0. Bewölkt. 
2. Oktbr. 4 U. Morg.] 333,89 | +88| W. J. Trübe. 
Berlin, 30. Sept. 2 U. Nachm.] 336,75 18,8 W. 1. Bewölkt. 
331,22 413,5 SO. 3. Heiter. 


Wien, 29. Sept. 10 U. Abds. 


— 


Waſſerſtanu d. 
Breslau, 2. Okt. Oberpegel: 12 F. 9 3. Unterpegel: — F. 8 8. 

— . ñ ͥ— — nn 
Kelegraphiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 
Paris, 1. Okt., Nachm. 3 Uhr. Die Zproz. begann zu 70, 50, ſtieg 
bis 70, 70 und ſchloß feit zur Notiz. Pr. Liquidation eröffnete die Rente 
zu 70, 15, bob ſich auf 70, 40 und wurde ſchließlich zu 70, 35 gehandelt. 
Conſols von Mittags 12 Uhr waren 93% eingetroffen. Schluß⸗Courſe: 
Zproz. Rente 70, 65. 4K proz. Rente 97, 80. Italieniſche 5proz. Rente 
72, —. proz. Spanier 49%, Iprz. Spanier —. eſterr. Staats⸗Eiſen⸗ 
bahn⸗Aktien 507. Credit⸗mobilier⸗Aktien 1165. Lomb. Eiſenbahn⸗Aktien 623. 

Oeſterreich. Eredit⸗Aktien —. : R 

London, I. Okt., Nachm 3 Uhr. Silber 61%. Conſols 93%. Iproz, 
Spanier 45. Mexikaner 34%, Sardinier 83. §proz. Ruſſen 95. Neue 
Ruſſen 94%. 


Wien, I. Ott. Mitt. 12 Uhr 30 Minuten. Feſte Stimmung. öproz. 
Metall. 71, —. proz. Metall. 62, 75. Bank ⸗ Aktien 793. Nordbahn 


192, 20. 1854er Lodſe 90, 25, National⸗Anleihe 82, 10. Staats⸗Eiſenb.⸗ 
Aktien⸗Cert. 245, 50 Creditaktien 218, 70. London 124, 75. Hamburg 
93, — Paris 49, 40. Gold —, —. Silber ,-. Böhmiſche Weſtbahn 
I 35 3 Eiſenbahn 279, —. Neue Looſe 131, 20. 1860er 
Looſe 90, 50. 

Wien, 1. Okt. Bei der heute ſtattgehabten Ziehung der 1854er Looſe 
Nr. 10 ver Serie 3463, Nr. 1 der Serie 183, Nr. 12 


U 


„Der Staats-Minifter a. D. Freiherr v. Bodelſchwinghy 


719, Nr. 17 der Serie 2788, Nr. 16 der Serie 3397, Nr. 33 der Serie 2788, 
Nr. 46 der Serie 2528, Nr. 9 der Serie 1928, Nr. 41 der Serie 2695. 

Wien, 1. Okt., Abds. Bei der heutigen Ziehung der Creditlooſe kamen 
folgende Serien heraus: 449, 856, 932, 993, 1082, 1178, 1201, 1497, 2262, 
2514, 2603, 2742, 2959, 3189, 3627, 3672, 3676, 3982, 4090, 4173, Haupt: 
treffer hatten Nr. 84 der Serie 1597, Nr. 33 der Serie 3189, Nr, 69 der 
Serie 2262. 

Frankfurt a. M., I. Okt. Nachm.? Uhr 30 Minuten. Günſtigere 
Stimmung für öſterr. Fonds, Aktien und Induſtriepapiere; Geſchäft belebt. 
Schluß⸗Courſe: Ludwigshafen⸗Berbacher 140. : Wiener Wechſel 94%. 
Darmſt. Bankaktien 226%. Darmſt. Zettelbank 252. Sproz. Metall. 55%. 
Aproz. Metall. 49. 1854er Looſe 72. Oeſterr. National⸗Anleihe 64%. 
Oeſterr.⸗Franz. Staats⸗Eiſenb.⸗Attien 228. Oeſterr. Bank + Antheile 746, 
Oeſterr. Credit⸗Aktien 204. Neueſte öſterr. Anleihe 72%. Oeſterr. Eliſabet⸗ 
Bahn 116%. Rhein⸗Nahe⸗Bahn 28%. Mainz⸗Ludwigsh. Litt. A. 127%, 

Hamburg, 1. Okt., Nachm. 2 Uhr 30 Minuten. Zemliches Geſchäft. 
— Schluß ⸗Courſe: National⸗Anleihe 65%. Oeſterr. Credit⸗Aktien 86%, 
Vereinsbank 101%. Norddeutſche Bank 98% Rheiniſche 96%. Nordbahn 
62%. Disconto — Wien —, —. Petersburg — 0 

Hamburg, I. Olt [Getreidemarkt.] Weizen loco preishaltend, 
ruhig. Roggen loss feit, ab Königsberg pr. Frühjahr bleibt 76 geboten. 
Del pr. Oktbr. 31%, pr. Mai 29%. Kaffee unverändert, 4000 Sack Santos 
von 6% —8, 2000 Sack diverſe umgeſetzt. 

Liverpool, 1, Oktober. [Baumwolle.] 4000 Ballen Umſatz. — 
Preiſe gegen geſtern unverändert. 8 
London. 1. October. Getreidemarkt (Schluß bericht). Der heutige 
Getreidemarkt war faſt ganz ohne Leben. — Wetter ſchön. 

Amſterdam, 1. October. Getreidemarkt (Schlußbericht'. Roggen 
Herbſt feſt, u 8 flau, ſtille. Raps Oktober 83, April 86 nominell. 
Rüböl Herbſt 485%, Mai 48½. 


Berlin, 1. Okt. Der Beginn des Oktober ſtraft die Erwartungen, die 
der Schluß des September anregte, nicht Lüge. Die heutige Börſe war 
noch ungleich feſter und belebter als die geſtrige, die Speculation trat mit 
voller Stärke in einen großen Theil der Eiſenbahn⸗Stammactien und die 
hervorragenderen öſterreichiſchen Effecten ein. Die Anlagen, welche der 
Quartalwechſel mit ſich führt, förderten den ſpeculativen Aufſchwung nicht 
wenig. Ueberdies wurde von der Börſe der Beſchluß des Finanzausſchuſſes 
in Wien, daß die Bank mit dem Jahre 1867 die Baarzahlungen beginnen 
ſolle, günſtig aufgenommen, obwohl auf leiner Seite der problematiſche 
Werth einer ihre Verwirklichung ſo weit hinausrückenden Reſolution überſchätzt 
wird. Die Feſtigkeit fehlte auch anderen Speculationspapieren nicht, eher 
hatte bei Kapital⸗Effecten, namentlich Eiſenbahnprioritäten, dieſe Eigenſchaft 


ſich vermindert. Gegen Ende verlor fie ſich übrigens auch bei öſterreichiſchen 
Sachen, welche durch raſche Realiſirungen etwas gedrückt ſchloſſen. Für Dis⸗ 


conten war Geld auch heute nicht flüſſiger, erſte Briefe wurden nur mit 
3% pCt. genommen, (Bk.⸗ u. H.⸗Z.) 


Berliner Börse vom IJ. October 1862. 


Fonds- und Geld- Course. 8 & — 

Freiw. Staats-Anleihe]41,|103Y, bz. Oberschles. B. 758 

Staats-Anl. v. 1850, 524% 55753 bz. dito ©... 76503 
dito 1884, 55. 56 57/4½% 102% bz. dito Prior 4. 

ER r dito Prior B. . — 3 
u. 1880, 5 110876 be. dito Prior C.. . — 
Staats-Schuld-Sch. ... 3%, 911% bz. te Prior B. 

Präm.-Anleihe v. 18653 ½ 127% bz. dito Prior E. 35 

105% B. dito Prior F.. — 4 


ur- u. Neumärker|31,|92%, bz. 


Berliner Stadt-Obl. .. 3% 
dito 


dito Prinz-W. (St.-V.) 


e 


Oppeln-Tarnow. 5 
4 


3 | Pommersche ..... 31,91%, ba. Rheinische ...... 
dito neue 100%, da. dito (St.) Pr... 
31 Posensche .. 4 104% ba dito Prior 
2 dito 75 991 8 dito III. Em...| — 4 
© | dito neue. 99% +z Rhein-Nahebahn | — 
Schlesische. . . .. . 31,94%, G. Ruhrort-Crefeld. 3H 3 
2 (Kur-u. Neumärker] 4 |100Y, B. Starg.-Posener .. 3 
3 |Pommersche .....| 4 |99% bz. Thüringer 6%, 
& Posens che Wilhelms»Bahn.| — 
= 4 Preussische ...... dito Prior. — 
Westf. u. Rhein. dito III. Em..| 4 
E —— | dito Prior St. — 4 
Louisdor..... u — 
Zoldkronen Preuss. u. ausl. 
Ausländische Fonds. 150 . 
Oesterr. Metall 5 57 6. 5 ? 
dito 54r Pr.-Anl....] 4 [731% bz. A us! 
dito neue 100 fl.-L. — 70½ bz. Berl. W.-Cred.-G.| — |5 | — 
dito Nat.-Anleihe , 5 /66%, & % bz Braunschw. Bank 4481 bz. u. G. 
dito Bankn. n. WI 87 ½ bz n „61 4 104% B. 
Russ.-engl. Anleihe ..| 5 95½ bz Coburg. Credit A 3 | 4 80 G. 
dito 5. Anleihe .f 5 [88% bau. 8. Darmst. Zettel-B.| 83 | 4 ll bz 
dito poln, Sch.-Obl.| 4 184% ba. u. G. Darmst. Oredb.A.| 5 | 4 |92 ba. u. G 
Poln. Pfandbriefe....| 4 |— — - Dess. Creditb. A. — [43 B. 
dito IL Em ... 41881, B Disc.-Cm.-Anthl. | 6 | 4 |97 bz. 
Poln. Obl. à 500 F1..| 4 0% bz Genf. Creditb. A“ — | 4 43½ ä 44½ bz. 
dito ä 300 EI. - 5 |4%, G. Geraer Bank ...| 53, 4 94 E. 
d:to a 200 Fl.. — 24 6. Hamb. Nord. Bank 5 498 G. 
Poln. Banknoten. 8816 bz. „ Ver-Bank 5% 4 101½ 6. 
Kurhess. 40 Thir. . 57 bau. G. Hanno „ Al 4 199% ba u. G. 
Baden 35 Fl. ........[— 314% B. Leipziger „ 3 477, ba. 
g Euxembrg. „ 10 | 4 103%, bz. 
er at Magd. Priv. „ 4% 4 80% G. 
1801 55 —.— 8 6 496% mehr. bz 
2 155 nerva Alm 7 
Aach.-Düsseld. .. 37 3,861, G. Ooster Cre. 7% 8 2 riss ba 
Aach.-Mastrieht. 37 431½ b. Pos. Prov.-Bank | 611 4 98½ 15 0 
Amst.- Rotterdam 5% 4 2 Preuss. B.-Anthl.| 44% 122,8. 
Berg.-Märkische | Gef 4 |110 bz Schl. Bank-Ver. | 6 | 408 B. 
Berlin. Anhalter | 8%] 4 [141 bz Thüringer Bank 29% 4 59 % bz. 
Berlin-Hamburg. | 6 | 4 1204, B Weimar. Bank. 4 | 4 84½ bz 
Berl.-Potsd.-Mgd.| 11 | 4 211½ bz. — 4 
Berlin-Stettiner .|7443) 4 |132 & 133 bz. Wechsel - Course. 
Breslan-Freibrg. 6% 4 1381, B. Amsterdam 10 T. 1434, bz. 
Cöln-Mindener .. 121, 131,183, à 3, b». dito ... 2 M.|143 br. 
Franz. St.-Eisenb.| 6,) 5 113431341, 4134 bz. 8 T.|151% ba. 
Ludw.-Bexbach .| 8 4139 ½ B. 2 M. 150, bz 
Magd.-Halberst. . 22½ 4 3221, G. 3 M. 6. 21%, bz. 
Magd.-Wittenbrg.] 16 4 |45Y, bz. 2 M. 80% 52. 
Mainz.-Ludw. A. 7 4 127% 4 bz. 8 T. 80% be. 
Mecklenburger. 2% 4 62½ 4 ½ bz. . 2 M. 29% bz. 
Münster-Hammerf 44 974 bz. 2 M. 56. 26 v2. 
Neisse-Brieger .. | 3½ 4 84 a 84½ bz 8 7.19% G. 
Niederschles 4 499% „ ½ ba . 2 M. 99 be. 
N. Schl. Zweigb. | 1½ 4 70½ bz . 2 M. (56. 28 B. 
Nordb. (Er- W.) | 3 | 4 |63% etw. à ½ bz. Petersburg .. „ 13 W. 98 ½ b. 3 M. 97%, b. 
dito Prior — 4½-— — Warschau . 8 T. 88½ 6. 
Oberschles. A...| 7241314] 174 4 174%½ bz.u.6.|| Bremen Is T. 110 ba. 


Breslau, 2. Oktbr. Wind: Welt. Wetter: trübe, kühl und neblicht. 
Thermometer Früh 9“ Wärme. Die Zufuhren von Getreide genügten reich: 
lich ben 5 und fanden daher zu kaum behaupteten Preiſen nur lang⸗ 
ſam Nehmer. 

Weizen mußte bei mangelnder Kaufluſt billiger erlaſſen werden; pr. 
öpfd. weißer 7385 Sgr., gelber 73 81 Sgr. — Roggen ruhiger; pr. 
Zapfd. 52 —54 —56—58 Sgr. — Gerſte ohne weſentliche Aenderung; pr. 
7Opib. 40— 41 Sgr., — Haſer rubig; pr 50pfo. ſchleſiſcher 23 — 25 Sgr. 
— Srbjen, Wicken und Bohnen ohne Angebot, jedoch nicht ohne Frage. 
— Rapskuchen 51—54 Sgr. — Deifaaten eher ruhiger. — Schlag⸗ 
lein ſchwach zugeführt. 


Sgr. pr. Schff. Sgr. pr. Schff. 

Weißer Weizen 73—79—85 Wicke n 38—40--44 
Gelber Weizen 73—77—81 Sgr. pr. Sack a 150 Pfd. Brutto. 

r 52—55—58 Schlag⸗Leinſaat .. . 170—180—195 

6 12 „ 36 —40—43 Winter⸗Raps 224—238—247 

18 e . 22—24—26 Winter⸗Rübſen 215—230—240 

DI 45—50—54 Sommer⸗Rübſen .. . . 194—210—216 


Kleeſaat ruhiges Geſchäft, rothe 871041113 Thlr., neue 
17 mil; 1855 be e 5 8 aa 1 0 Thlr. 
rto ß . — 25 75 4 — N 
50 5 15 a e ber Were gr., Metze Y—1% Sgr 
ohes Rübbl feſt, pr. Ctr. loco und Termine 13 lr. Br. — 
Spiritus pr. 100 Quart à 80 % Tralles loco 16% Thlr., Sab Thlr. 
— — — 


Poſen, 1. October. Wetter: ſchön. Roggen: behauptet. Gek. — 
Wispel. Loco per d. Monat 42 — 1 bez. 9 Br., e e 
41 — 7 bez. u. Br., November Dezember 41% Br., Dezember⸗Januar 
41 Br., Januar⸗Februar do., Frühjahr 1863 do. 

Spiritus: anfangs matt, ſchließt feſter. Gek. 90,000 Ort. Loco per 
N 5e 747 875 Ya 25 Dr 14% bez., 15 Br., 14%. 

„Dezember 4 , er r., Januar 1863 do., Februa 
15 Br. u. Gld., Frühjahr 15% Gld., % Br. 5 . 2 ; 

Hartwig Kantorowicz Söhne, 


Verantwortlicher Redacteur: Dr, Stein in Bresla 
Dru von Graß, Barth und Comp. ( Grieoric) in Brtslan. 


